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Vorwort zur siebten Auflage
Zehn Jahre nach Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon am 1. Dezember 2009 ist das auf drei rechtlichen
Grundlagen – dem Vertrag über die Europäische Union (EUV), dem Vertrag über die Arbeitsweise der
Europäischen Union (AEUV) mit zusammen 413 Artikeln und der Charta der Grundrechte der Europä-
ischen Union mit 54 Artikeln - aufbauende Recht der Europäische Union, die die Rechtsnachfolge der
Europäischen Gemeinschaft angetreten hat, in dieser neuen Form Normalität geworden. Die Wahlen zum
Europäischen Parlament 2014 und 2019 und die darauf folgende Inauguration der Kommission durch das
Parlament zeigen die neue Normalität – wenn auch nicht immer bruchlos. Andere Bereiche wie Flüchtlinge
oder Rechtsstaatlichkeit zeigen, dass rechtlich Gesolltes und politisch Gewolltes auseinanderklaffen, dass
dies aber als rechtliches Defizit angeprangert und eventuell auch geahndet wird.

Obwohl durch den Vertrag von Lissabon politisch-demonstrativ nur die bestehenden Verträge geändert wer-
den sollten, hat sich das neue Unionsprimärrecht – gerade auch, aber nicht allein, durch die Grundrechte-
Charta – zu einer, jedenfalls in einem materiellen Verständnis, Verfassung der Union verdichtet: Institutio-
nen, Kompetenzen, Rechtsetzungsverfahren, Rechtsakte, Grundrechte und Rechtsschutz. Darüberhinaus wer-
den die einzelnen Politikfelder der Union durch die in Art. 2, 3, 7, 21, 22, 49 Abs. 1 S. 1 EUV und Art. 7
AEUV kodifikatorisch verdichteten Werte und Ziele sowie die Kohärenzgebote inhaltlich miteinander ver-
woben und die der Union und den Mitgliedstaaten gemeinsamen und beide verpflichtenden Verfassungsprin-
zipien zu einem Kern gemeineuropäischem Verfassungsrechts gemacht. Dieser Bestand an rechtlicher und
politischer Basis wird durch Verfassungsvorschriften wie Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG änderungsfest.

Als „Europarecht in Fällen“ 1991, vor 28 Jahren, in erster Auflage erschien, war es noch der EWGV, sogar
weitgehend noch so wie 1958 in Kraft getreten, den der EuGH durch Auslegung prägte. Seither hat sich das
europäische Recht, vor allem durch die Verträge von Maastricht 1992 und Lissabon 2009, weiterentwickelt
und verdichtet. Dennoch wird das Unionsrecht auch weiterhin maßgeblich durch die Rechtsprechung des
EuGH – begleitet, teils kritisch, durch andere Gerichte - geprägt und haben Urteile aus der Frühzeit weiter-
hin Bedeutung.

Andererseits ist der EuGH, vor allem durch das Instrument der Vorlageentscheidung, in die Rolle eines
Obersten Gerichtshofes geraten, dessen Entscheidungen in alle materiellen Rechtsbereiche hineinwirken.
Das mag ein Gefühl hervorrufen, dass sich der EuGH zu sehr in nationale Angelegenheiten einmische. Es ist
aber nur die Folge dessen, dass immer mehr Dinge – so im Verbraucherschutz - durch Vorordnungen oder
Richtlinien europarechtlich geregelt werden und so der Letztauslegung durch den EuGH unterliegen. Die
vorliegende Fall-Sammlung konzentriert sich daher notgedrungen auf für das Unionsrecht strukturell wichti-
ge Entscheidungen und kann manche Entscheidung, die öffentlich Aufsehen erregt, nicht berücksichtigen.
Gegenüber 105 ausführlich dargestellten Fällen in der Erstauflage ist das Werk auf nunmehr 307 ausgearbei-
tete Fälle mit weiteren ca. 110 Fälle, auf die mit Zitaten hingewiesen wird, angewachsen.

Es war und ist unser Anliegen, auch die großen europarechtlichen Debatten der Zeit abzubilden. So widmet
sich jetzt ein Abschnitt dem „Austritt aus der Union“, der allerdings mehr als drei Jahre nach dem Referen-
dum immer noch nicht vollzogen ist. Die Wightman-Entscheidung des EuGH (Fall Nr. 33) sagt das, was zum
Brexit unionsrechtlich zu sagen ist. Die innerbritischen Rechtsfragen wurde vom UK Supreme Court in den
Rechtssachen Miller I ( R v. Secretary of State for Exiting the European Union) und Miller II (R v. the Prime
Minister) umfassend erörtert.

Eine andere Baustelle ist der „Dialog“, den das BVerfG und der EuGH seit knapp 30 Jahren über die Gren-
zen der Mitwirkung der Bundesrepublik in der EU führen. Das wird derzeit in kaum noch zu überblickender
Weise an den Kompetenzen der Finanzinstitutionen ausgefochten, wie an dem rezenten Judikat des BVerfG
zur Europäischen Bankenunion letztmals deutlich wurde und zukünftig in einem anderen Zusammenhang,
der kirchlichen Selbstbestimmung, in der Rechtssache Egenberger neu ausdekliniert werden könnte.

Demgegenüber hat der Vertrag von Lissabon in Österreich keine grundlegenden verfassungsrechtlichen Pro-
bleme aufgeworfen; die auch in Österreich diskutierte Frage des Vorrangs des Unionsrechts wurde in einer
grundlegenden Entscheidung des Österreichischen Verfassungsgerichtshofes vom März 2012 anhand der
Wirkung der Grundrechte-Charta geklärt.

Die bloße Lektüre des Primär- und Sekundärrechts der EU lässt die Dynamik und den Entwicklungsstand
des Unionsrechts kaum erahnen. Die Judikatur der Gemeinschaftsgerichte hat in weitgespannter systemati-
scher und teleologischer Auslegung der Verträge eine Reihe von grundlegenden Rechtsinstituten des europä-
ischen Rechts herausgearbeitet, die bis heue nicht modifiziert sind, wie den Anwendungsvorrang des Uni-
onsrechts, dessen mögliche unmittelbare Wirkung zugunsten Einzelner, die Staatshaftung der Mitgliedstaa-
ten wegen nicht ausreichender Umsetzung von Richtlinien und anderer Verstöße gegen das Unionsrecht, die
Perfektionierung und Ausdifferenzierung des Rechtsschutzes und vor allem die Feststellung von Unions-
grundrechten und rechtsstaatlichen Grundsätzen, die jetzt in der Grundrechte-Charta kodifiziert worden sind,
aber dennoch in ständiger Rechtsprechung durch den EuGH weiterentwickelt und ausdifferenziert werden.
Wir sind auf dem Wege zu einer Unions-Grundrechtsdogmatik.
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Für Kenntnis und Verständnis des Unionsrechts ist es daher unerlässlich, mit der Judikatur der Gemein-
schaftsgerichte und nationaler Höchstgerichte vertraut zu sein. Erst aus dieser Rechtsprechung erschließt
sich der wahre Charakter der Unions-Rechtsordnung. Für die Vorbereitung auf Examina oder die Aufberei-
tung europarechtlicher Fälle in der juristischen Praxis ist die Kenntnis des Standes der Rechtsprechung unab-
dingbar.

Die Zusammenstellung wichtiger Entscheidungen der Gerichte der EU sowie deutscher und österreichischer
Ober- und Höchstgerichte versteht sich zum einen als didaktische Hilfe für das Studium des Europarechts.
Das Europarecht ist, den Vorgaben des Deutschen Richtergesetzes entsprechend, in der Bundesrepublik in
wesentlichen Bereichen Pflichtfachstoff und darüber hinaus Schwerpunktbereichsstoff für das juristische
Studium. In den meisten Ländern ist es als Teilbereich eines Wahlfachs auch im Rahmen der Referendaraus-
bildung verankert. In Österreich ist das Europarecht seit 2001 an allen Rechtswissenschaftlichen Fakultäten
vom Wahlpflichtfach zum Pflichtfach in der Juristenausbildung erhoben worden.

Die Fallsammlung wendet sich aber auch an alle mit dem Recht der EU in der Praxis befassten Juristen in
Gerichten, Anwaltskanzleien, Verwaltungsbehörden und Unternehmen. Sie ist ein Handbuch der wichtigsten,
praxisrelevanten materiell- und verfahrensrechtlichen Aussagen der europäischen und nationalen Gerichte
zum Recht der EU.

Die Judikatur des EuGH wächst in ihrer verfassungsrechtlichen Dimension ständig an und greift über Vorla-
geentscheidungen auch in immer weitere Bereiche des materiellen Rechts aus. Das kann die Fallsammlung
nicht abbilden, ohne in Umfang und Preis in andere Größenordnungen zu entschwinden. Platz für neue Ent-
scheidungen kann nur durch Verzicht auf andere, wichtige geschaffen werden. Damit ist notgedrungen eine
teilweise Abkehr von einer auf aufeinander aufbauenden Entscheidungen gestützten systematischen Darstel-
lung des Europarechts zugunsten einer stärker fallbezogenen und damit auch eklektischen Methode verbun-
den. Es ist also sinnvoll, Vorauflagen im Regal zu behalten.

Durch Art. 5 des Vertrages von Lissabon kam es zu einer Umnummerierung der Artikel der Verträge. Für
ältere Judikate der Unionsgerichte muss daher anhand von Konkordanztabellen festgestellt werden, welche
Artikel Lissabonner Fassung für diese Entscheidungen Bedeutung haben. Die am Ende abgedruckte Konkor-
danztabelle Maastricht – Amsterdam – Lissabon erleichtert das.

Das vorliegende Werk befindet sich auf dem Stand vom Juni 2019 mit allerletzten Ergänzungen im Verlauf
der Drucklegung.

Für ihre Mitwirkung bei der Zusammenstellung und Aufbereitung der Fälle und bei der Fertigstellung des
Manuskripts danken wir Büşra Bulut, Jana Etzold und Sandra Gruber.

Für die freundschaftliche Zusammenarbeit auch bei dieser Neuauflage danken wir dem Nomos-Verlag.

   

Innsbruck/Augsburg, im Oktober 2019
Waldemar Hummer

Christoph Vedder
Stefan Lorenzmeier
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Hinweise zur Benutzung
Vom Gemeinschaftsrecht zum Unionsrecht
Den Hauptbestand der in dieser Sammlung enthaltenen Fälle bilden naturgemäß noch Judikate des EuGH
und des EuG, die sich auf das Gemeinschaftsrecht der ehemaligen ersten Säule auf dem Stand des Vertrages
von Nizza beziehen. Nach dem Untergang der Tempelkonstruktion mit ihren drei Säulen EG, GASP und
PJZS durch den Vertrag von Lissabon gibt es jetzt nur noch das Unionsrecht der neuen EU, die an die Stelle
der EG getreten ist. Der EUV Lissabonner Fassung unterliegt jetzt, wie zuvor allein der in AEUV umbe-
nannte EGV, ebenfalls der Zuständigkeit der Unionsgerichte, allerdings weitgehend mit Ausnahme der
GASP. Die Bezeichnungen EuGH und EuG wurden unter dem in Art. 19 Abs. 1 EUV geprägten Oberbegriff
Gerichtshof der EU durch die Begriffe Gerichtshof und Gericht und ggf. Fachgericht ersetzt.

Die Konzeption der Fallsammlung
Innerhalb der einzelnen Kapitel zeigt die Auswahl und Reihenfolge der Entscheidungen auf, wie sich die
Rechtsprechung entwickelt hat. Judikate zu derselben Rechtsfrage werden in chronologischer oder einer an-
deren, aus didaktischen Gründen gewählten, Reihenfolge wiedergegeben. Bestimmend für die Auswahl der
Fälle waren neben systematischen Gründen auch der Bekanntheitsgrad und die Aktualität von Entscheidun-
gen.
Die 197 Hauptfälle, die durch eine fortlaufende Nummerierung kenntlich gemacht sind, wurden didaktisch
aufbereitet und eignen sich zum Selbststudium. An Stelle isolierter Urteilszitate, die sich in der Literatur ver-
selbständigen, werden so die tragenden Begründungserwägungen vor dem Hintergrund des zu entscheiden-
den Sachverhalts deutlich. Genau so weit reicht nur die Aussage der Entscheidung und insoweit können sie
dann als Muster zur Lösung europarechtlicher Fälle dienen. Neben den weiteren wichtigen Entscheidungen,
deren wichtigste Inhalte ohne didaktische Aufbereitung wiedergegeben werden, finden sich auch Hinweise
auf Entscheidungen, die an anderer Stelle in der Fallsammlung wiedergegeben werden.

Die Darstellung der Fälle
Die Bezeichnung der Hauptfälle enthält neben den offiziellen Angaben aus der amtlichen Sammlung der
Rechtsprechung des EuGH eine einprägsame Kurzbezeichnung des Falles. Sofern ein Judikat noch nicht in
der amtlichen Sammlung erschienen ist, wird auf den Tag seiner Verkündung und, soweit bereits vorhanden,
auf andere leicht zugängliche Quellen verwiesen. Der Tag des Erlasses eines Urteils ist von Bedeutung, da
die Nummer der Rechtssache nur das Jahr der Anhängigmachung der Rechtssache nennt. Bei Judikaten na-
tionaler Höchstgerichte wird ebenfalls das Datum der Entscheidung angefügt.
Seit Oktober 1989, dem Beginn der Arbeit des Gerichts erster Instanz, wird der Rechtssachennummer ein
„C“ (für Cour = EuGH) oder ein „T“ (für Tribunal = EuG) vorangestellt. Bei einstweiligen Verfügungen
wird der Rechtssachennummer ein „R“, bei Rechtsmittelentscheidungen des EuGH ein „P“ nachgestellt. Das
Aktenzeichen für Urteile des Gerichts für den öffentlichen Dienst heißt „F“ (für Tribunal de la Fonction Pu-
blique).
Das Thema bezeichnet schlagwortartig die Hauptfrage des Falles. Die Kopfzeilen an den Innenrändern der
Seiten weisen auf den größeren sachlichen Zusammenhang der Fälle hin.
Die Rechts- und Verständnisfragen machen durch die in Klammern genannten Randnummern der Entschei-
dung auf die rechtlich bedeutsamen Aussagen der Entscheidung aufmerksam und sprechen weiterführende
sachliche und rechtliche Zusammenhänge an.
Unter Sachverhalt und Verfahren werden der Sachverhalt und die wichtigsten Verfahrensschritte sowie die
wesentlichen Argumente der Parteien und sonstiger Verfahrensbeteiligter zusammengefasst.
Obwohl sich der Aufbau der Urteile des EuGH im Laufe der Zeit nicht unwesentlich geändert hat1, wurde
für die Hauptfälle in dieser Sammlung ein einheitliches Erscheinungsbild gewählt. Regelmäßig wird aus den
Entscheidungsgründen, gelegentlich auch aus dem Tenor eines Urteils sowie aus Schlussanträgen der Gene-
ralanwälte zitiert, letzteres dann, wenn die Schlussanträge die Rechtsfragen dogmatisch gründlicher aufbe-
reiten, als das in der Entscheidung des Gerichts der Fall ist.
Die bei der Zitierung verwendeten Auslassungszeichen […] zeigen, dass an dieser Stelle Kürzungen im lau-
fenden Text vorgenommen oder ganze Absätze ausgelassen wurden. Andere in [ ] gesetzte Angaben sind re-
daktionelle Vereinfachungen, die wie ein fortlaufender Text mitgelesen werden sollen. Im Übrigen sind Ent-
scheidungsgründe, Leitsätze und Tenor wortgetreu wiedergegeben. Sofern aus Entscheidungen des EuGH
zitiert wird, die noch nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlicht worden sind, liegen dem in der Regel
die Internet-Veröffentlichungen des EuGH zugrunde. Der Wortlaut dieser Texte kann allerdings geringfügig
von dem später amtlich veröffentlichten Text abweichen.
Der EuGH bezieht sich in seinen Entscheidungen oft auf seine bisherige Rechtsprechung. Sofern dies Ent-
scheidungen sind, die in unserer Sammlung enthalten sind, haben wir, i.d.R. nur beim ersten Mal, diese ori-
ginalen Verweise in [ ] durch die Fundstelle an anderer Stelle dieses Werkes ersetzt.
Bei den vor 1968 ergangenen Entscheidungen des EuGH haben wir Randnummern eingefügt, ebenso bei den
Schlussanträgen der Generalanwälte; seither werden die Urteile vom EuGH selbst mit Randnummern verse-

1 Dazu im Detail in der 5. Aufl. dieses Werkes, S. VIII.
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hen. Soweit Leitsätze wiedergegeben werden, sind dies nichtamtliche Leitsätze des Kanzlers des Gerichts-
hofes, es sei denn auf ihren amtlichen Charakter wird ausdrücklich hingewiesen. Deutsche und österrei-
chische höchstrichterliche Entscheidungen haben wir ebenfalls mit Randnummern versehen. Bei neueren
Entscheidungen des BVerfG haben wir auf die digitale Veröffentlichung mit Randnummern zurückgegriffen,
die in BVerfGE erst ab dem 133. Band enthalten sind. Die Leitsätze deutscher Gerichte sind zum Teil amt-
lich, zum Teil sind sie von anderer Stelle redaktionell gefasst worden.

Zur Umnummerierung der Artikel der Verträge

Durch Art. 12 des Vertrages von Amsterdam wurden mit Wirkung vom 1. Mai 1999 der EUV und der EGV
neu durchnummeriert. Art. 5 des Vertrages von Lissabon hat mit Wirkung vom 1. Dezember 2009 den EUV
und den EGV – dieser wurde zum AEUV umbenannt – neuerlich neu durchnummeriert. Die daraus resultie-
renden Schwierigkeiten bei der Lektüre von Entscheidungen, die unter vergangenen Nummerierungen ergan-
gen sind, werden durch die am Ende dieses Werkes abgedruckte Konkordanztabelle gemildert, die die ur-
sprüngliche Nummerierung des EWGV bzw. seit Maastricht EGV mit der zwischenzeitlichen Nummerie-
rung von Amsterdam bis Nizza und mit der gegenwärtigen nach Lissabon verknüpft. Bei den didaktisch auf-
bereiteten Hauptfällen wird in den Rechts- und Verständnisfragen sowie in der Darstellung von Sachverhalt
und Verfahren die jeweils zum Zeitpunkt der Entscheidung geltende und in der Entscheidung benutzte Arti-
kelnummerierung beibehalten.

Zur Arbeit mit der Sammlung

Die Sammlung ist primär zur vorlesungs- und lehrbuchbegleitenden systematischen Erarbeitung des Unions-
rechts konzipiert. Als Zusammenstellung der wichtigsten Judikate des EuGH, des EuG sowie deutscher und
österreichischer Höchstgerichte, die sich über das Entscheidungsregister, das Stichwortverzeichnis, die Kopf-
zeilen und über eine Fülle von Querverweisen inhaltlich erschließt, ist sie ein Nachschlagewerk der europa-
rechtlichen Judikatur.

Die Veröffentlichung der Entscheidungen des Gerichtshof der EU

Die Urteile des EuGH werden durch den Kanzler im Amtsblatt der EU, in der amtlichen Sammlung der
Rechtsprechung des Gerichthofs und Gerichts erster Instanz bzw. in der Sammlung der Rechtsprechung –
Öffentlicher Dienst und seit 1997 auch digital veröffentlicht. Am 1. Januar 2012 wurde die Papierversion der
Rechtsprechungssammlung des Gerichtshofs aufgegeben, seitdem ist die Sammlung nur noch elektronisch
unter www.eur-lex.eu erhältlich. Bereits zwei Jahre vorher, am 1. Januar 2010, geschah dies auch für die
Sammlung der Rechtsprechung – Öffentlicher Dienst, welche ebenfalls ausschließlich unter www.eur-lex.eu
zu finden ist. Die digitale Version der Entscheidungssammlung des Gerichtshofs ist weiterhin die Fortset-
zung der Publikation nach Jahrgang und Seite und daher werden die veröffentlichten Entscheidungen auch
ab 2012 wie bisher zitiert.
Im Amtsblatt der EU Teil C („Mitteilungen und Bekanntmachungen“) werden seit dem 1. Januar 2002 die im
jeweiligen Berichtszeitraum ergangenen Urteile in Kürzestform sowie die Vorabentscheidungsersuchen und
die anhängig gemachten Klagen mit den wesentlichen Gründen veröffentlicht.
Der EuGH gibt seit 1954 die Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes heraus, in der seit 1990 die
Urteile des EuGH in Teil I und die des EuG in Teil II abgedruckt werden. Seit dem 1. Mai 2004 werden
bestimmte Entscheidungen des EuGH, sofern der befasste Spruchkörper nichts anderes bestimmt, nicht mehr
in der amtlichen Sammlung veröffentlicht: Urteile, die in anderen Verfahren als Vorabentscheidungen von
Kammern mit drei Richtern und von Kammern mit fünf Richtern ohne Schlussanträge des Generalanwalts
erlassen werden, und Beschlüsse. Seit Beginn des Jahres 2006 enthält die Sammlung Teil I einen Abschnitt
mit Informationen über die nicht veröffentlichten Entscheidungen.
Ab dem Heft 2005–9 werden, sofern der befasste Spruchkörper nichts anderes bestimmt, in der Sammlung
Teill II die Urteile der Großen Kammer und die Urteile der Kammern mit fünf Richtern des Gerichts erster
Instanz veröffentlicht. Die Veröffentlichung von Urteilen der Kammern mit drei Richtern wird von Fall zu
Fall vom jeweiligen Spruchkörper beschlossen. Urteile des EuG durch Einzelrichter und Beschlüsse mit
Rechtsprechungscharakter werden nicht in der Sammlung veröffentlicht, sind aber auf der Website des Ge-
richtshofs unter http://curia.europa.eu zugänglich. Ebenfalls ab dem Heft 2005-9 enthält die Sammlung Teil
II einen eigenen Abschnitt mit Informationen über die nicht veröffentlichten Entscheidungen.
Seit dem 1. Januar 1994 wird die Judikatur des EuG bzw. des Fachgerichts im Bereich des öffentlichen
Dienstes nur dann in der amtlichen Sammlung veröffentlicht, wenn ein Urteil von allgemeinem Interesse ist
oder grundsätzliche Bedeutung hat. Alle anderen dienstrechtlichen Urteile werden in der Sammlung der
Rechtsprechung – Öffentlicher Dienst veröffentlicht.
Die seit dem 17. Juni 1997 ergangenen Urteile und Beschlüsse des Gerichtshofes und des Gerichts erster
Instanz und Schlussanträge sind digital verfügbar auf: http://curia.europa.eu. Diese Website enthält außer-
dem den vollständigen Wortlaut von bestimmten nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlichten Entschei-
dungen. Die weiter zurückliegende Rechtsprechung ist auf der Website http://eur-lex.europa.eu/ zu finden.
Die seit 1. Januar 2002 im Amtsblatt Teil C veröffentlichten Mitteilungen über Entscheidungen sind eben-
falls auf der Website http://curia.europa.eu/ zugänglich.
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Der europäische Rechtsprechungsidentifikator ECLI

Seit dem ersten Halbjahr 2014 werden die europäischen und nationalen Entscheidungen mit einem europä-
ischen Rechtsprechungsidentifikator (European Case Law Identifier ECLI) versehen, der das Auffinden und
die Zitierweise der Rechtsprechung in der EU erleichtern soll.2

„Der ECLI umfasst, neben dem Präfix „ECLI", vier zwingende Bestandteile:
– den Ländercode des Mitgliedstaats, dem das betreffende Gericht angehört, oder der Europäischen Union

bei den Unionsgerichten;
– das Kürzel des Gerichts, das die Entscheidung erlassen hat;
– das Jahr der Entscheidung;
– eine aus bis zu 25 alphanumerischen Zeichen bestehende Ordnungsnummer in einem von dem betreffen-

den Mitgliedstaat oder dem betreffenden supranationalen Gericht beschlossenen Format. Die Ordnungs-
nummer darf keine anderen Satzzeichen als Punkte („.") und Doppelpunkte („:") enthalten, wobei der
Doppelpunkt die Bestandteile eines ECLI voneinander trennt.

Infolge der Empfehlung des Rates, dass der Gerichtshof der Europäischen Union am ECLI-System teilneh-
men sollte, hat der Gerichtshof allen seit 1954 ergangenen Entscheidungen der Unionsgerichte sowie den
Schlussanträgen und Stellungnahmen der Generalanwälte einen ECLI zugewiesen.
Beispielsweise hat der ECLI des Urteils des Gerichtshofs vom 12. Juli 2005 in der Rechtssache Schempp
(C‑403/03) folgende Form: „EU:C:2005:446".
Er setzt sich wie folgt zusammen:
– „EU" gibt an, dass es sich um eine Entscheidung eines Unionsgerichts handelt (bei einer Entscheidung

eines nationalen Gerichts stünde an dieser Stelle der Ländercode des Mitgliedstaats, dem es angehört);
– „C" gibt an, dass die Entscheidung vom Gerichtshof getroffen wurde, während die Entscheidungen des

Gerichts und des Gerichts für den öffentlichen Dienst den Buchstaben „T" bzw. „F" tragen;
– „2005" gibt an, dass die Entscheidung im Jahr 2005 ergangen ist;
– „446" gibt an, dass es sich um den 446. für dieses Jahr vergebenen ECLI handelt.
Bei der vom Gerichtshof der Europäischen Union gewählten neuen Zitierweise der Rechtsprechung wird der
ECLI mit dem üblichen Namen der Entscheidung und dem Aktenzeichen der Rechtssache kombiniert.
Die neue Zitierweise hat folgende Vorteile:
– Sie verbessert die Lesbarkeit gerichtlicher Entscheidungen, da die Bezugnahmen auf die Rechtspre-

chung stets die für eine eindeutige Bestimmung der Entscheidung, auf die Bezug genommen wird, erfor-
derlichen Elemente enthalten.

– Sie weist größere sprachliche Neutralität auf, da das Zitierformat in allen Sprachen weitgehend überein-
stimmt und damit eine geringere Zahl zu übersetzender Elemente enthält.

– Sie erleichtert die automatische Einfügung von Hyperlinks sowohl für den ECLI der angeführten Ent-
scheidung als auch für deren in Bezug genommene Randnummer.

Außerdem bleibt nach der derzeitigen Handhabung der drei Unionsgerichte eine Unterscheidung zwischen
der Zitierweise bei der ersten Nennung und bei anschließenden Nennungen bestehen.
So wird beim Gerichtshof und beim Gericht für den öffentlichen Dienst ab der zweiten Nennung das Akten-
zeichen der Rechtssache nicht mehr wiedergegeben. Beim Gericht entfallen das Datum der Entscheidung,
das Aktenzeichen und, gegebenenfalls, der Hinweis auf die Veröffentlichung.
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die jeweilige Zitierweise von den Unionsgerichten in ihren Ent-
scheidungen sowohl für ihre eigene Rechtsprechung als auch für die Rechtsprechung der beiden anderen
Unionsgerichte verwendet wird.“
Der ECLI wird bei aktuellen Entscheidungen, die noch nicht in der amtlichen Entscheidung enthalten
sind, in der Fallsammlung als Nachweis verwendet.

Vertragstexte und Grundrechte-Charta

Vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon beruhte das Recht der EG und der EU auf den Primärrechtsquel-
len:
– Vertrag von Nizza v. 26.2.2001: ABl. 2001 C 80/1 ff.; berichtigt: ABl. 2001 C 96/27 ff.
– Vertrag über die Europäische Union (EUV/alt): konsolidierte Fassung, ABl. 2002 C 325/5 ff.; elektroni-

sche Fassung, ABl. 2006 C 321 E/5 ff.
– Vertrag über die Europäische Gemeinschaft (EGV): konsolidierte Fassung, ABl.  2002 C 325/33 ff.;

elektronische Fassung, ABl. 2006 C 321 E/37 ff.
Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon zum 1. Dezember 2009 findet sich das Primärrecht der neu-
en EU in:
– Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007: ABl. 2007 C 306/1 ff.; berichtigt: ABl. 2008 C 111/56 ff. und

ABl. 2009 C 290/1 ff.; die durch den Vertrag von Lissabon bewirkten Änderungen der Verträge finden
sich in:

2 http://curia.europa.eu/jcms/jcms/P_125997/
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– Vertrag über die Europäische Union (EUV/neu): konsolidierte Fassung3, ABl. 2010 C 83/13 ff.
– Vertrag über die Arbeitsweise der Europäische Union (AEUV): konsolidierte Fassung, ABl. 2010 C

83/47 ff.
Die im Jahr 2000 vom ersten Konvent erarbeitete Charta der Grundrechte der Europäischen Union, die an-
lässlich der Tagung des Europäischen Rates in Nizza am 7.12.2000 vom Europäischen Parlament, Rat und
Kommission feierlich proklamiert worden und anlässlich der Unterzeichnung des Vertrages von Lissabon am
12.12.2007 in einer der neuen Rechtslage angepassten Fassung vorgelegt worden war (ABl. 2007 C
303/17 ff.), wurde, allerdings ohne die Erläuterungen zur Grundrechte-Charta in ABl. 2010 C 83/389 ff. ver-
öffentlicht. Die Erläuterungen sind gem. Art. 6 Abs. 1 UAbs. 3 EUV iVm Art. 52 Abs. 7 Grundrechte-Charta
„als Anleitung für die Auslegung dieser Charta … von den Gerichten der Union und der Mitgliedstaaten ge-
bührend zu berücksichtigen“.
Der neben EUV und AEUV eigenständig fortbestehende Vertrag über die Europäische Atomgemeinschaft
(EAG) findet sich in konsolidierter Fassung in ABl. 2010 C 84/1 ff.

3 Die konsolidierten Fassungen von EUV und AEUV enthalten, nach einer ersten Publikation in ABl. 2008 C
115/1 ff. bzw. 47 ff., auch redaktionelle und sprachliche Berichtigungen.
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